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Meinungen
Montag, 29. September 2025

Reymer Klüver

Für Amerikas Demokratie und
Rechtsstaat gilt unter Donald
Trump die klassische Domino-
Theorie. Ein Steinchen nach
dem anderen kippt, bis das
ganze Gebilde zusammen-
stürzt. Die Anklage gegen den
ehemaligen FBI-Chef James
Comey könnte dieser Moment
sein, in dem das entscheidende
Steinchen fällt.

Trump hat nie einen Hehl aus
seinem Groll gegen Comey
gemacht. Ihn hatte er ziemlich
zu Beginn seiner ersten Amts-
zeit entlassen, weil der sich
weigerte, den mächtigen Poli-
zeiapparat des FBI in den

Dienst desWeissen Hauses zu
stellen und Ermittlungen auf
Weisung des Präsidenten hin
aufzunehmen. Diese rechts-
staatliche Standhaftigkeit
zeichnet Comey, der in seinem
Amt nicht immer glücklich
agierte, auf Dauer aus – aber
eben nicht in den Augen des
Präsidenten. Denn der ist
stets auf Rache aus an allen,
die ihm irgendwie in die
Quere kommen.

Trump hatte deshalb gleich zu
Beginn seiner zweiten Amtszeit
von seiner Justizministerin
Pam Bondi Ermittlungen gegen
Comey gefordert (und gegen
andere, die der Präsident
strafen will, etwa weil sie gegen

ihn ermittelt haben). Bondis
Eingangsvoraussetzung für
ihren neuen Job war absolute
Loyalität gegenüber dem Präsi-
denten – und so ordnete sie die
staatsanwaltlichen Ermittlun-
gen umgehend an.

Aber auch die Justizministerin,
die in den USA gleichzeitig als
Generalstaatsanwältin fungiert,
braucht eine Behörde, braucht
Mitarbeiter, die ihren Auftrag
ausführen. Der für die Untersu-
chung der Angelegenheit
zuständige Staatsanwalt indes
verweigerte die Anklage gegen
Comeywegen einer angebli-
chen Falschaussage vor einem
Ausschuss des US-Kongresses
– aus Mangel an stichhaltigen

Beweisen.Will sagen: Sie ist an
den Haaren herbeigezogen.
Auch den Mann zeichnet
rechtsstaatliche Standhaftigkeit
aus. Aber auch er wurde gefeu-
ert und durch eine Juristin
ersetzt, deren einzige Qualifi-
kation darin besteht, bisher als
private Rechtsanwältin für
Trump gearbeitet zu haben.
Sie beantragte auftragsgemäss
die Anklage gegen Comey, die
nun am Donnerstagabend von
einer sogenannten Grand Jury
zugelassen wurde, immerhin
also von Geschworenen.

Das amerikanische Justizsys-
tem ist für Kontinentaleuropäer
nicht immer leicht zu durch-
schauen. Grand Jurys tagen

stets hinter verschlossenen
Türen, die einzige Aufgabe der
bis zu 23 Geschworenen ist es,
über die Zulässigkeit von
Anklagen zu entscheiden. Der
Haken bei der Sache: Die Laien-
juristen hören nur die Vorwürfe
der Staatsanwaltschaft – nicht
die Seite des Angeklagten
– und entscheiden dann im
Schnellverfahren darüber, ob
ein Anfangsverdacht besteht.
Die Hürde ist denkbar gering.
Das Cato Institute, ein libertär-
konservativer Thinktank,
konstatierte einmal, Grand
Jurys verteilten Anklagen, «als
wären es Tüten Popcorn».

Deshalb ist es so wichtig, dass
das US-Justizministerium, also

die oberste Anklagebehörde
des Landes mit ihren Tausen-
den Staatsanwälten, von politi-
schem Einfluss abgeschottet
bleibt. Das war bisher eine
Sicherung, die in das System
eingebaut war. Sie ist jetzt
nicht einfach durchgebrannt,
sie ist von Trump und seiner
Kamarilla kalt lächelnd
ausgeschaltet worden. Donald
Trump hat den unabhängigen
Justizapparat des Staates in
seinen persönlichen Dienst
gezwungen.

Die Geschwindigkeit, mit der
die Dominosteine in Amerikas
Rechtsstaat fallen, macht
sprachlos.Wehe, wer dem
Präsidenten querkommt!

Trump hat die Sicherung im Justizsystem kalt lächelnd ausgeschaltet
Der Fall des früheren FBI-Chefs James Comey gewährt einen gruseligen Einblick in den amerikanischen Rechtsstaat.

Tribüne

Carsten Schmidt

National- und Ständerat haben
im Rahmen der ausserordentli-
chen Session Asyl einen Ent-
scheid getroffen, der das Po-
tenzial hat, zu einer gravieren-
den sozialpolitischen Hypothek
zu werden, wenn er nicht noch
korrigiert wird.

Die Annahme einer Motion mit
dem einladenden Titel «Fehl-
anreize in der Asylpolitik
reduzieren» (wer will das schon
nicht?) hat kontraproduktive
Effekte, die in ihrem Ausmass
kaum überblickbar sind. Neu
sollen abgewiesene Asylsu-
chende und Sans-Papiers, aber
auch vorläufig aufgenommene
Personen doppelt so lange –
mindestens 10 anstatt wie
heute 5 Jahre – warten müssen,
bis sie ein Gesuch zur Regulari-
sierung ihres Aufenthalts
einreichen können.

Das entspricht natürlich ganz
dem Trend zu einer härteren
und restriktiveren Migrations-
politik. Es darf aber davon
ausgegangen werden, dass
viele der Parlamentsmitglieder,
die die Motion unterstützt
haben, erschrecken würden,
wenn man ihnen das mit
diesem Entscheid einhergehen-
de menschliche Elend konkret
vor Augen führen würde.

Viele im Flüchtlingsbereich
engagierte kirchliche Mitarbei-
tende und Freiwillige sehen
täglich, wie verheerend die
Folgen der Langzeitnothilfe in
Rückkehrzentren ohne jede
Tagesstruktur und Perspektive
für die betroffenen Menschen
sind.Wenn es sich dabei dann
noch um Familien mit Kindern
handelt – es sind mehrere
Hundert in der ganzen Schweiz
– ist es besonders schlimm.

Es ist gerade mal ein Jahr her,
dass die Eidgenössische Migra-
tionskommission in einer
sorgfältig erstellten Studie
aufgezeigt hat, welche grossen,
lebenslangen Schäden insbe-

sondere bei abgewiesenen
Kindern und Jugendlichen in
der Langzeitnothilfe entstehen.
Die Reformierten Kirchen
Bern-Jura-Solothurn haben
damals die politisch Verant-

wortlichen aufgefordert, rasch
Abhilfe zu schaffen. Leider ist
das Härtefallgesuch für diese
Kinder und Jugendlichen aber
derzeit nach wie vor der einzige
Ausweg. Da sind
5 Jahre schon unerträglich lang
– bei 10 Jahren verelenden
diese Menschen derart, dass sie
nachher nicht mehr in unsere
Gesellschaft integrierbar sind.
In der Schweiz bleiben sie
trotzdem, fallen dann aber der
Sozialhilfe zur Last, anstatt ein
eigenständiges Leben führen
zu können.

Dasselbe gilt auch für die
vorläufig Aufgenommenen. Das
sind keine Personen, die die
Schweiz verlassen müssten, wie
immerwieder behauptet wird,
sondern Kriegs- und Bürger-
kriegsflüchtlinge, die nicht
individuell verfolgt wurden
und deshalb keinen Anspruch
auf Asyl im engeren Sinn
haben. Auch diese Menschen
bleiben zum ganz grossen Teil
in der Schweiz.

Ein riesiger Motivator, sich
gut und schnell zu integrieren
und damit Teil unserer Gesell-
schaft und selbstständig zu
werden, besteht für diese
Menschen in der Aussicht,
nach 5 Jahren eine reguläre
Aufenthaltsbewilligung zu
erhalten, wenn sie die Ziele
erfüllen. Diesen Ansporn
nimmt man ihnen mit der
Verdoppelung der Frist. Die
Folgen tragen nicht nur die
Betroffenen, sondern mit einer
höheren Sozialhilfequote auch
wir als Gesamtgesellschaft.

Der Bundesrat muss dem
Parlament nun einen Vorschlag
unterbreiten, wie die Motion
umgesetzt werden soll. Das
Parlament ist gut beraten, diese
Gelegenheit zu nutzen, um auf
seinen Entscheid zurückzu-
kommen.

Carsten Schmidt ist zuständig für
die Themen Migration und Integra-
tion bei den Reformierten Kirchen
Bern-Jura-Solothurn.

In zehn Jahren verelenden
dieseMenschen
Dass vorläufig aufgenommene Personen künftig doppelt so lange warten müssen, bis sie ein
Gesuch für eine Aufenthaltsbewilligung stellen können, sei unhaltbar, sagt unser Gastautor.

Zu allem, was ihm nicht passt,
sagt der US-Präsident Donald
Trump «Fake News». Gleich
zeitig verbreitet er selbst
welche – neuerdings auch
dank künstlicher Intelligenz
(KI). Auf seiner Medienplatt-
form Truth Social hat er sich
stolz als Oberstleutnant Bill
Kilgore aus dem Vietnam-
kriegsfilm «Apocalypse Now»
inszeniert.

Die Legende des Posts ver-
spricht «Chipocalypse Now»
und zitiert den Präsidenten
in Anlehnung an das berühmte
Zitat des Lieutenant Colonel
im Film, er liebe den Geruch
von Napalm am Morgen: «Ich
liebe den Geruch von Abschie-
bungen am Morgen. Chicago
wird herausfinden, wieso es
(das Pentagon) Departement
für Krieg heisst.» Einen Tag
später nannte Trump, der sich
im Netz auch schon als muskel
bepackter Schwergewichts
boxer Rocky oder als Superman
gezeigt hat, Nachrichten über
seine Kriegspläne gegen
Chicago «Fake News».

Fakt ist freilich, dass die
Trump-Basis die gefakten
Bilder ihres geliebten Macho-
Präsidenten goutiert. Umge-
kehrt stören sich viele Leserin-
nen und Leser von Tamedia-
Titeln an Fotos, die aktuelles
Geschehen unverblümt doku-
mentieren – etwa die Hun-
gersnot und die
Zerstörung in Gaza. Da wird
gern der Vorwurf laut, Redak-
tionen würden mittels von KI
erzeugten Bildern aus politi-
schen Motiven Fake News
verbreiten.

Zwar wird es in der Tat zuneh-
mend schwieriger, Fotos oder
Videos als gefälscht zu erken-
nen. Doch die Medien verstär-
ken ihre Anstrengungen, Nach-
richten dank aufwendiger Tools
und Techniken auf ihre Echt-
heit hin zu prüfen.

So hat die Forschungsstelle
Forensic Architecture der
Universität London mithilfe
von Satellitenaufnahmen und
Grafiken dokumentiert, dass
es für die Bevölkerung in Gaza
anderslautenden Mitteilungen
zum Trotz praktisch keine
«sicheren Zonen» mehr gibt.

Gleichzeitig zeigen Satelliten-
bilder von Google Maps, wie
weit die systematische Zer
störung der Infrastruktur
des Küstenstreifens fortge-
schritten ist.

Im Übrigen setzen Richtlinien
der Tamedia dem Einsatz von
künstlicher Intelligenz bei
Bildern enge Grenzen. Ein
solcher muss stets deklariert
werden. Jedenfalls darf KI auch
bei Texten nur in unterstützen-
der Form eingesetzt werden
und muss, falls dies ohne
menschliche Kontrolle ge-
schieht, der Leserschaft mitge-
teilt werden. Gleiches fordert
ein Leitfaden des Schweizer
Presserats.

Ein neues Phänomen ist indes
in den USA zu beobachten:
Websites wie Toon America, die
auf publizierten Zeichnungen
basierend mithilfe von KI
politische Karikaturen erzeu-
gen, die sich an Medien verkau-
fen lassen. «Lache, denke und
inspiriere mit KI-generierten
politischen Karikaturen»,
verspricht etwa eine solche
Plattform.

KI mache sich über seinen
Beruf lustig, schreibt der
Karikaturist und Pulitzerpreis-
träger Jack Ohman im
«San Francisco Chronicle», so
schlecht und so völlig inkom-
petent die Zeichnungen auch
seien: «Wir machen etwas,
was niemand tun kann, nicht
einmal KI. KI kann es nicht,
weil sie blöd ist.»

Doch zum Ende noch dies:
Einer Schätzung zufolge ist
in den Vereinigten Staaten in
den letzten 25 Jahren die Zahl
der Karikaturistinnen und
Karikaturisten, die Vollzeit
für eine Zeitung arbeiten, von
rund 120 auf heute noch
cirka 30 geschrumpft.

Die Kunstform Karikatur
gerät unter Druck

Ombudsmann

Was im Bundeshaus entschieden wurde, werde nicht nur Folgen für die Betroffenen haben, sondern für
die Gesellschaft, warnt Carsten Schmidt. Foto: Adrian Moser

Ignaz Staub
Der unabhängige
Ombudsmann
von Tamedia berichtet
an dieser Stelle
regelmässig über
Beanstandungen.

Lesermails an: ombudsmann.
tamedia@bluewin.ch

Das Parlament ist
gut beraten, diese
Gelegenheit zu
nutzen, um auf
seinen Entscheid
zurückzukommen.


